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Das geplante Freihandelsabkommen mit den USA 
(Transatlantic Trade and Investment Partnership - 
TTIP) hat unter anderem das erklärte Ziel, durch die 
sogenannte Regulatorische Kooperation die Stan-
dards in der EU und den USA so weit wie möglich zu 
vereinheitlichen. Für den Umweltschutz in der EU 
birgt eine nicht sachgerechte Gestaltung der Regu-
latorischen Kooperation jedoch erhebliche Risiken: 
Umweltstandards könnten sinken und die Umweltei-
genschaften von Produkten gefährdet werden. 

Der Hauptgrund für diese Risiken sind einige wesent-
liche Unterschiede zwischen der Umweltregulierung 
der EU und den USA; sie werden in diesem Papier 
erläutert. Darauf aufbauend leiten wir Chancen und 
Risiken einer Regulatorischen Kooperation auf Basis 
des EU-Vorschlags für den Umweltschutz ab und zei-
gen auf, wie die geplante Zusammenarbeit umwelt-
verträglich gestaltet werden könnte.

1. „Regulatorische Kooperation“ in TTIP: 
Eckpunkte des Vorschlags der EU-Kommis-
sion

Am 10. Februar 2015 veröff entlichte die Europäische 
Kommission ihren Vorschlag zur Gestaltung der 
Regulatorischen Kooperation im Freihandelsabkom-
men zwischen den USA und der EU (TTIP). Er umfasst 
folgende Eckpunkte: 
▸   Die Regulierungsstandards von USA und EU sollen 
in einem dynamischen Prozess ständig weiter ange-
nähert werden, auch über den Abschluss der TTIP 
Verhandlungen hinaus.
▸   Die US-Seite soll über geplante Regulierungsvor-
haben der EU und ggf. auch der Mitgliedsstaaten 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt informiert werden, 
möglicherweise noch vor dem Europäischen Parla-
ment, den Mitgliedsstaaten und der europäischen 
Zivilgesellschaft.
▸   Ein Regulatorischer Kooperationsrat soll im 
Frühstadium Angleichungspotentiale geplanter und 
bestehender Regulierungsvorhaben sondieren. Zu 
diesem Rat sollen auch Vertreter unterschiedlicher 
Interessengruppen eingeladen werden, die ihrerseits 
Vorschläge anzugleichender Regulierungsstandards 
einreichen können.

▸   Für alle Regulierungsvorhaben der EU sollen im 
Rahmen der Impact Assessments die Auswirkungen 
auf den transatlantischen Handel und die Investitio-
nen explizit berücksichtigt werden, einschließlich der 
Interessen von US-Investoren.
▸   In den Bereichen, in denen sich EU- und US-Regu-
lierung unterscheiden, soll im Rahmen einer Äquiva-
lenzprüfung festgestellt werden, an welchen Stellen 
formal unterschiedliche Regulierungsstandards zu 
gleichen Schutzniveaus führen. Auf Basis der Ergeb-
nisse wird entschieden, welchen Produkten trotz der 
abweichenden Anforderungen von der anderen Partei 
Marktzugang gewährt wird. 

Informationen über den US-Vorschlag zur regulato-
rischen Kooperation liegen dem Umweltbundesamt 
nicht vor, da er nicht öff entlich zugänglich ist.
 
2. Unterschiede zwischen den Umweltstan-
dards in der EU und den USA 

Es gibt im Umweltbereich viele Bereiche, in denen 
sich EU- und US-Standards unterscheiden. In man-
chen Bereichen sind die US-Standards anspruchs-
voller, zum Beispiel bei den Anforderungen an die 
Energieeffi  zienz von Elektromotoren, bei einigen 
Luftqualitätsstandards sowie den damit verbundenen 
Abgasstandards. In vielen anderen Bereichen sind 
jedoch die EU-Standards anspruchsvoller, wie diese 
Beispiele zeigen:
▸   Pflanzenschutzmittel und Biozide: In der EU sind 
sowohl persistente, bioakkumulierbare und toxische 
Stoffe (PBT-Stoffe) als auch krebserregende, erbgut-
verändernde und fortpflanzungsschädigende Stoffe 
(CMR-Stoffe) anders als in den USA nicht mehr zulas-
sungsfähig; 
▸   Chemikalienrückstände in Futtermitteln: Hier gel-
ten in der EU strengere Grenzwerte als in den USA. So 
wurden im Jahr 2012 größere Mengen Futtermais, die 
mit dem Schimmelpilzgift Aflatoxin B1 verunreinigt 
waren und in der EU als Abfall hätten entsorgt wer-
den müssen, als Futtermittel in die USA verschifft. 
▸   Nanomaterialen: In den USA gilt eine enger ge-
fasste Definition, die dazu führt, dass die Umweltwir-
kungen diverser Materialien unberücksichtigt bleiben 
und den von ihnen ausgehenden Gefahren nicht 
entgegengewirkt werden kann. 
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▸   Fracking: Die anspruchsvolle Regulierung von 
Bergbauaktivitäten, in Deutschland beispielsweise 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz, führt u. a. dazu, 
dass Genehmigungen für die Schiefergasförderung in 
der EU bisher deutlich schwerer zu erhalten sind als 
in den USA. 
▸   Schwermetalle: In der EU bestehende Stoffverbote 
u. a. für Elektrogeräte, insbesondere für den Einsatz 
von Schwermetallen wie Quecksilber und Blei, gelten 
in den USA nicht flächendeckend. 

Die unterschiedlichen Standards sind oft auf einen 
grundsätzlichen Unterschied im Umgang mit Um-
welt- und Gesundheitsrisiken zurückzuführen: In 
der EU basiert die Regulierung von Risiken auf dem 
Vorsorgeprinzip. Danach muss für jeden Stoff  nach-
gewiesen werden, dass von ihm keine beträchtlichen 
Gefahren ausgehen, bevor er zugelassen werden 
kann. In den USA ist der Ansatz genau entgegenge-
setzt: dem „risikobasierten“ Ansatz zufolge kann ein 
Stoff  so lange verwendet werden, bis eine von ihm 
ausgehende beträchtliche Gefahr nachgewiesen ist. 
In der Folge ist eine große Zahl von Stoff en in der EU 
verboten, während sie in den USA zugelassen sind. 
Dies betriff t nicht nur die Zulassung von Chemikali-
en, Pfl anzenschutzmitteln und Bioziden im Rahmen 
der EU-Chemikalienverordnung REACH, sondern 
beispielsweise auch die Festlegung des Standes der 
Technik zu Emissionsgrenzwerten von Industrie- und 
Abfallbehandlungsanlagen. 

3. Umweltschutz im Rahmen der Regulatori-
schen Kooperation 

Das Freihandelsabkommen TTIP hat das erklärte Ziel, 
Standards – auch im Umweltbereich – so weit wie 
möglich zu vereinheitlichen. Dieses Ziel kann und soll 
nicht bereits zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
vollständig erreicht werden. Die Angleichung von 
Standards soll vielmehr im Rahmen der Regulatori-
schen Kooperation kontinuierlich fortgesetzt werden. 

Unter der Prämisse, dass es im Rahmen der TTIP-Ver-
handlungen nicht zu einer einseitigen Anpassung der 
US-Standards an die der EU kommt, würde eine An-
gleichung von Standards, die auf dem Vorsorgeprin-
zip basieren, zu einer Aufweichung dieses Prinzips in 
Richtung des „risikobasierten“ US-Ansatzes führen. 
Dies hätte eine Absenkung von Umweltstandards in 
der EU zur Folge. Ein solches Szenario ist durchaus 
wahrscheinlich, da einerseits kaum damit zu rechnen 

ist, dass die USA alle anspruchsvolleren Standards 
der EU übernehmen und andererseits TTIP eine An-
gleichung von Standards explizit fördern soll. 

Eine Aufweichung anspruchsvoller Umweltregulie-
rungen in der EU wäre nicht nur ökologisch, sondern 
auch ökonomisch problematisch. Denn in Bereichen, 
in denen die europäische Wirtschaft auf Grund 
anspruchsvoller Umweltstandards einen technologi-
schen Wettbewerbsvorteil besitzt, würde die Anglei-
chung an niedrigere US-Standards bzw. die Anerken-
nung ihrer Gleichwertigkeit die Aufgabe ökologischer 
und ökonomischer Vorteile bedeuten. Dies wird 
beispielsweise im Bereich der fl uorierten Treibhausga-
se deutlich, wo die US-Industrie technologisch noch 
nicht in der Lage ist, die gleichen Standards wie die 
EU-Industrie zu erfüllen und durch anspruchsvollere 
Standards Wettbewerbsnachteile fürchtet.

Für die notwendige Stärkung des Umweltschutzes im 
Rahmen von TTIP sprechen auch Erfahrungen aus 
früheren Kooperationen mit den USA, die in sensiblen 
Bereichen oft wenig erfolgreich verlaufen sind. So ist 
der Versuch, im Rahmen eines Joint Review Prozesses 
der OECD zu einer Arbeitsteilung bei der Bewertung 
von Pestizid-Wirkstoff en zu gelangen, u. a. an den 
unterschiedlichen Bewertungsansätzen der EU und 
den USA bzw. Kanadas gescheitert. Der auf UN-Ebene 
erarbeitete Internationale Standard zur Einstufung 
und Kennzeichnung von Chemikalien („Globally Har-
monised System“, GHS) wurde von der EU mit gerin-
gen Änderungen umgesetzt, von den USA hingegen 
nur lückenhaft und mit großer Verzögerung. 

Initiativen der EU, in den USA die Erreichung ambiti-
onierterer Umweltziele zu fördern, liefen ebenso ins 
Leere. So hat sich die EU im Bereich der fl uorierten 
Treibhausgase in US-Zulassungsprozessen verschie-
dener Kältemittel für die Substitution dieser klima-
schädlichen Gase durch umweltfreundlichere Lösun-
gen eingesetzt. Diese Argumente konnten sich jedoch 
gegen US-Industrieinteressen nicht durchsetzen. 

Allerdings gab es auch positive Erfahrungen bei der 
Kooperation mit der USA auf dem Gebiet des Umwelt- 
und Gesundheitsschutzes, etwa bei der trilateralen 
Kooperation zwischen der EU, den USA und Japan 
zur Harmonisierung der Anforderungen im Bereich 
Tierarzneimittel (VICH) oder im Rahmen des Chemi-
kalienprogramms der OECD bei der Zusammenarbeit 
im technischen Bereich. Daher wäre es sinnvoll 
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systematisch zu prüfen, auf welchen Feldern und unter 
welchen Bedingungen die Regulatorische Kooperation 
zu positiven Umweltwirkungen auf beiden Seiten füh-
ren könnte. Die identifi zierten Bereiche könnten dann 
in Form einer Positivliste in TTIP verankert werden. Die 
Regulatorische Kooperation würde sich dann auf die in 
der Positivliste aufgeführten Bereiche erstrecken. 

Eine bilaterale Kooperation mit den USA sollte aber be-
währte internationale Koordinationsgremien, etwa im 
Rahmen der OECD und UNECE, nicht gefährden. Denn 
für den Umweltschutz wäre es nicht zielführend, falls 
TTIP diese Koordinationsgremien schwächte. Zudem 
kann ein unkoordiniertes Nebeneinander verschiede-
ner Kooperationsprozesse kontraproduktiv sein. So gibt 
es zum Beispiel im Bereich der Abgasgesetzgebung be-
reits Harmonisierungsbestrebungen auf UNECE-Ebene. 
Diese dürfen durch TTIP nicht gefährdet werden. 

Unabhängig vom sachlichen Geltungsbereich des Ver-
trages muss die Zusammenarbeit so geregelt werden, 
dass die Mitspracherechte des Parlaments und der Zivil-
gesellschaft in vollem Umfang gewahrt werden. Diesem 
demokratischen Grundsatz widerspricht die Regelung 
im EU-Vorschlag, nach der der US-Handelspartner 
früher als das EU-Parlament und die europäische Zivil-
gesellschaft über EU-Gesetzesvorhaben zu informieren 
ist. Daher kann es bereits im Vorfeld zu Änderungen an 
europäischen Gesetzesvorhaben kommen, ohne dass 
Parlament und Zivilgesellschaft dem widersprechen 
können. Im Extremfall kann es sogar sein, dass die EU-
Kommission wegen Einwänden der US-Seite auf einen 
Vorschlag verzichtet, ohne dass das Europaparlament, 
der Europäische Rat und die Zivilgesellschaft Kenntnis 
von dem Vorschlag erhalten. 

Für die Arbeitsweise des Regulatorischen Koopera-
tionsrates sollte eine möglichst hohe Transparenz 
hinsichtlich der Vorschläge und Kommentare aller Inte-
ressenvertreter sichergestellt und die gleichgewichtige 
Einbindung von Industrie und Zivilgesellschaft ge-
währleistet werden. Nur so kann einer einseitigen und 
übermäßigen Gewichtung von Industrieinteressen bei 
der Gesetzeserarbeitung zu Lasten des Umweltschutzes 
vorgebeugt werden. 

Nach dem EU-Vorschlag zur Regulatorischen Kooperati-
on sind bei der Bewertung von EU-Gesetzen im Rahmen 
von Impact Assessments auch die Handels- und Inves-
titionsinteressen der USA explizit zu berücksichtigen. 
Dies ist im Sinne einer umfassenden Wirkungsanalyse 

sinnvoll, darf jedoch im Ergebnis nicht dazu führen, 
dass bei der Bewertung von Gesetzen US-Handels- 
und Investitionsinteressen über Umweltziele gestellt 
werden, denn dies stünde im Widerspruch zum Leit-
bild der nachhaltigen Entwicklung. Die Gefahr, dass 
dies geschieht, ist erheblich, zumal im Vorschlag der 
EU-Kommission die notwendige Berücksichtigung von 
Gemeinwohlinteressen wie Umwelt- und Verbraucher-
schutz nur in einer Fußnote erwähnt wird, außerdem 
fehlt ein Hinweis auf die fundamentale Bedeutung des 
Vorsorgeprinzips. 

Darüber hinaus sollten grundsätzlich die Kosten und 
Nutzen für die EU-Bürgerinnen und Bürger bei den 
Folgenabschätzungen (Impact Assessments) im Mittel-
punkt stehen und nicht den Handels- und Investoren-
interessen von US-Unternehmen gleichgestellt werden. 
Denn dies verstärkt die Gefahr, dass eine Weiterent-
wicklung der Umweltgesetzgebung erschwert oder gar 
verhindert wird. 

Bei der in TTIP vorgesehenen Prüfung der Äquiva-
lenz von Umweltstandards ist darauf zu achten, dass 
neben Grenzwerten oder Produktstandards auch 
die Mess- und Testverfahren berücksichtigt werden. 
Denn in einigen Bereichen ist es erforderlich, auch die 
betreff enden Verfahren anzugleichen, um eine tatsäch-
liche Äquivalenz der Ergebnisse sicherzustellen. Dies 
betriff t beispielsweise die Messung von Luftqualität 
und Abgaswerten. Außerdem ist sicherzustellen, dass 
US-Produkte und Verfahren nicht vorschnell, d. h. vor 
Abschluss der Äquivalenzprüfung für den europäi-
schen Markt zugelassen werden. 

Um zu gewährleisten, dass der Umweltschutz bei der 
Regulatorischen Kooperation angemessen berück-
sichtigt wird, sollten außerdem die Umweltbehörden 
auf Ebene der EU- und der Mitgliedsstaaten Zugang zu 
EU-Dokumenten erhalten und die Möglichkeit haben, 
diese zu kommentieren. Ebenso sollte der Zugang zu 
US-Dokumenten gewährleistet werden.

4. Fazit

Die Analyse zeigt, dass eine nicht sachgerechte Gestal-
tung der Regulatorischen Kooperation in TTIP erhebli-
che Umweltrisiken birgt. Daher ist es erforderlich, dass 
der Umwelt- und Ressourcenschutz die notwendige 
Berücksichtigung fi ndet und nicht partiellen Unter-
nehmensinteressen geopfert wird. Zugleich gilt es, die 
Chancen von TTIP für den Umweltschutz systematisch 
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zu nutzen, etwa durch die Erstellung einer 
Positivliste. 

Betrachtet man die umweltpolitischen Herausforde-
rungen der Zukunft, so ist evident, dass auf vielen 
Feldern grundlegende und schnelle Fortschritte 
beim Umweltschutz erforderlich sind – etwa beim 
Klimaschutz oder bei der Ressourcenschonung. Dies 
erfordert eine Zusammenarbeit mit den USA über 
die Regulatorische Kooperation in TTIP hinaus. 
Wünschenswert wäre zum Beispiel eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA bei 
der Formulierung gemeinsamer anspruchsvoller 
Umwelt- und Klimaschutzziele, strategische Partner-
schaften bei der Entwicklung und Marktdiff usion von 
Umwelt- und Effi  zienztechniken, aber auch gemeinsa-
me Anstrengungen, Wettbewerbsverzerrungen durch 
umweltschädliche Subventionen zu verringern.
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